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I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfs

Mit dem Gesetzentwurf möchte Bayern den strafrechtlichen Schutz von Stal-
king-Opfern durch eine strukturelle Änderung des Tatbestandes der Nachstel-
lung in § 238 StGB verbessern. Danach soll die Strafbarkeit künftig nicht mehr
davon abhängig sein, dass sich die Belastung durch das Stalking bei den Be-
troffenen in einer objektivierbaren schwerwiegenden Beeinträchtigung ihrer
Lebensgestaltung niederschlägt. Ausreichend wäre vielmehr, dass das Verhalten
des Stalkers geeignet ist, eine solche Beeinträchtigung herbeizuführen. § 238
StGB würde so den Charakter eines Erfolgsdeliktes verlieren und wäre als Eig-
nungsdelikt zu werten, bei dem die bisherige ex-post-Betrachtung durch eine
ex-ante-Prognose ersetzt würde.

Zur Begründung seiner Initiative führt Bayern aus, dass das Tatunrecht des
§ 238 StGB primär in der Erzeugung einer psychischen Belastung liege, die oft
auch mit seelischen und sogar körperlichen Schädigungen verbunden ist. Ob
diese Belastung in einem bestimmten Opferverhalten zum Ausdruck komme,
hänge erheblich von der Persönlichkeit des Opfers ab und sei deshalb kein Indi-
kator für die Intensität der erlittenen Belastung. Hinzu käme, dass es Opfern
aufgrund äußerer Zwänge oft gar nicht möglich sei, dem Täter durch Änderung
der Lebensführung zu entgehen. Ein nicht zu billigendes Ergebnis des geltenden
Rechts sei außerdem, dass es besonders standhaften Opfern keinen strafrechtli-
chen Schutz biete. Darauf habe auch der Bundesgerichtshof hingewiesen. Nach
Ansicht Bayerns verfehlt die derzeitige Fokussierung des Nachstellungstatbe-
standes auf eine Veränderung der äußeren Lebensumstände deshalb das psycho-
logische Phänomen, verschleiert das strafwürdige Unrecht und läuft einem ef-
fektiven Opferschutz zuwider.

Bestätigt sieht sich das antragstellende Land in seiner Einschätzung durch die
Strafverfolgungsstatistiken. Danach käme es nicht einmal bei zwei Prozent der
wegen Stalkings ermittelten Tatverdächtigen zu einer Verurteilung. Bei der
klassischen Kriminalität sei die Verurteilungsquote hingegen etwa 15-mal so
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hoch. Die praktischen Erfahrungen zeigten, dass die Verurteilung sehr häufig
allein am Erfordernis der Verursachung einer schwerwiegenden Beeinträchti-
gung der Lebensgestaltung des Opfers scheitere. Die Umwandlung in ein Eig-
nungsdelikt stelle hingegen den durch das Nachstellen erzeugten psychischen
Druck in den Vordergrund und würde damit der Bedrängungssituation der Op-
fer tatsächlich gerecht.

Die Ausgestaltung des § 238 StGB als Eignungsdelikt hatte der Bundesrat be-
reits 2005 in seinem Entwurf für ein Stalking-Bekämpfungsgesetz vorgesehen,
vgl. BR-Drucksache 551/04 (Beschluss).

II. Empfehlungen der Ausschüsse

Ausschussberatungen haben noch nicht stattgefunden. Das antragstellende Land
hat gebeten, den Gesetzentwurf gemäß § 36 Absatz 2 GO BR in die Tagesord-
nung der 922. Sitzung des Bundesrates am 23. Mai 2014 aufzunehmen und den
Ausschüssen zur Beratung zuzuweisen.


